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Vorblatt 


Gesetz über Zuwiderhandlungen gegen weinrechtliche 
Vorschriften der Europäischen Gemeinschaften 
(Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD, FDP) 


A. Problem 

Durch die Verordnungen (EWG) Nr. 816/70 und Nr. 817/70 und 
die zu ihnen ergangenen Verordnungen des Rates und der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften sind die ent- 
gegenstehenden und inhaltsgleichen nationalen weinrechtlichen 
Vorschriften unanwendbar geworden. 

Zur Durchsetzung der in den Verordnungen der Europäischen 
Gemeinschaften enthaltenen weinrechtlichen Vorschriften fehlen 
Sanktionsbestimmungen. 


B. Lösung 

Für eine Übergangszeit bis zum 31. August 1971 — dem Zeit- 
punkt des Ablaufs der Übergangsregelungen der EWG-Wein- 
marktorganisation und des geplanten Inkrafttretens eines deut- 
schen Durchführungsgesetzes zum EWG-Weinrecht — sollen 
Zuwiderhandlungen gegen weinrechtliche Vorschriften der 
Europäischen Gemeinschaften als Ordnungswidrigkeiten mit 
Geldbuße bis zu 50 000 DM bedroht werden. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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Antrag 

der Fraktionen der SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes über Zuwiderhandlungen gegen wein- 
rechtliche Vorschriften der Europäischen Gemeinschaften 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig einem Gebot oder Verbot der in der 
Anlage zu diesem Gesetz aufgeführten Verordnun- 
gen (EWG) Nr. 816/70 und Nr. 817/70 und der hierzu 
ergangenen Verordnungen des Rates und der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften zuwider- 
handelt. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig einem Gebot oder Verbot einer 
sonstigen Verordnung der in Absatz 1 genannten 
Art über 

1. Mindestalkoholgehalte, die Erhöhung des 
Alkoholgehalts oder den Zusatz von Alkohol, 

2. die Entsäuerung oder Süßung, 

3. das Vermischen von Jungwein oder seiner Aus- 
gangsstoffe oder den Verschnitt von Wein, 

4. das Auspressen der Weintrauben oder des 
Weintrubs, 

5. die Verwendung, das Inverkehrbringen, die 
Bezeichnung oder Aufmachung der im Anhang II 
der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 definierten 


oder eingeführten Erzeugnisse oder von Quali- 
tätswein bestimmter Anbaugebiete, 

6. die Gewinnung, Herstellung, organoleptische 
oder analytische Prüfung von Qualitätsweinen 
bestimmter Anbaugebiete, 

7. Begleitdokumente, Buchführungs- oder Melde- 
pflichten oder Kontrollmaßnahmen 

zuwiderhandelt. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu fünzigtausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 

§ 2 

Gegenstände, auf die sich eine Ordnungswidrig- 
keit nach § 1 bezieht, können eingezogen werden. 
§ 19 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten findet 
Anwendung. 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. Es tritt am 31. August 1971 außer 
Kraft. 


Bonn, den 14. Dezember 1970 


Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Mit den Verordnungen (EWG) Nr. 816/70 und Nr. 
817/70 des Rates vom 28. April 1970 (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99) und den 
aufgrund dieser Verordnungen erlassenen Durch- 
führungsverordnungen der Kommission ist das 
Weinrecht für den Bereich der Europäischen Gemein- 
schaften in wesentlichen Teilen harmonisiert wor- 
den. Die Verordnungen sind nach Artikel 189 des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft vom 25. März 1957 (BGBl. II 
S. 766) in allen Mitgliedstaaten unmittelbar gelten- 
des Recht. 

Aufgrund Artikel 5 des Vertrages wie auch der in 
den einzelnen Verordnungen enthaltenen beson- 
deren Vorschriften (vgl. z. B. Artikel 13 Abs. 1 der 
Verordnung [EWG] Nr. 817/70) ist die Bundes- 
republik verpflichtet, geeignete Maßnahmen zu 
treffen, um die Beachtung der weinrechtlichen EWG- 
Vorschriften zu gewährleisten. Die Straf- und Buß- 
geldvorschriften des deutschen Weingesetzes schei- 
den hier auch insoweit aus, als deren Tatbestände 
durch inhaltsgleiche Neuregelungen ersetzt und da- 
mit unanwendbar sind. Denn mit der Unanwendbar- 
keit der Tatbestände sind die zugehörigen Straf- 
und Bußgelddrohungen gegenstandslos geworden. 

Der Gesetzentwurf soll die bestehende Lücke 
schließen, indem er für eine Übergangszeit bis zum 
31. August 1971 Zuwiderhandlungen gegen die 
weinrechtlichen EWG- Vorschriften als Ordnungs- 
widrigkeiten mit Bußgeld bedroht. Bis zu diesem 
Zeitpunkt, an dem auch die Ubergangsregelungen 
der EWG- Weinmarktorganisation ablaufen, soll das 
Ausführungsgesetz zum EWG-Weinrecht, das gegen- 
wärtig erarbeitet wird, in Kraft treten. Es wird die 
endgültigen Sanktionsbestimmungen enthalten, die 
eine differenzierte Ausgestaltung erfahren und — 
wie Weingesetz vom 16. Juli 1969 — schwere Ver- 
stöße unter Strafandrohung stellen sollen. 

II. Einzelheiten 

Zu § 1 

Absatz 1 erklärt vorsätzliche oder fahrlässige Zu- 
widerhandlungen gegen Verbote oder Gebote des 
EWG-Weinrechts zu Ordnungswidrigkeiten. Die 
Verbote oder Gebote enthaltenden Vorschriften 
sowie weitere, die zu ihrem Verständnis erforder- 
lich sind, werden in der Anlage zum Gesetz ab- 
gedruckt. Dies war notwendig, um durch eine Zu- 
sammenfassung der in bisher 19 Verordnungen ent- 
haltenen Vorschriften dem Rechtsunterworfenen den 
Überblick über die an ihn gerichteten Normen zu 
erleichtern. 

Absatz 2 stuft Zuwiderhandlungen gegen weinrecht- 
liche Gebote oder Verbote in Verordnungen der 


Europäischen Gemeinschaften, die erst nach Ver- 
abschiedung des Gesetzes in Kraft treten, ebenfalls 
als Ordnungswidrigkeiten ein. Dies ist erforderlich, 
weil die Kommission die ihr vom Rat der Euro- 
päischen Gemeinschaften in den beiden Grund- 
verordnungen erteilten Ermächtigungen zum Erlaß 
von Durchführungsverordnungen noch nicht voll- 
ständig ausgeschöpft hat (vgl. z. B. zur Durch- 
führungspflicht in Artikel 29 Abs. 3 der Verordnung 
[EWG] Nr. 816/70). Darüber hinaus sind auch Än- 
derungen der bereits erlassenen Verordnungen nicht 
ausgeschlossen. 

In Absatz 3 werden die Ordnungswidrigkeiten nach 
Absatz 1 mit Geldbuße bis zu 50 000 DM bedroht. 
Das vorgesehene Höchstmaß der Geldbuße ist er- 
forderlich, damit schwere vorsätzliche Zuwider- 
handlungen, die die menschliche Gesundheit ge- 
fährden, die Eigenheit der Erzeugnisse oder Aus- 
gangsstoffe maßgeblich beeinträchtigen oder auf 
Irreführung oder Übervorteilung des Verbrauchers 
gerichtet sind, auch in der Übergangszeit bis zum 
Inkrafttreten des Ausführungsgesetzes zum EWG- 
Weinrecht angemessen geahndet werden können. 
Für fahrlässiges Handeln beträgt das Höchstmaß der 
Geldbuße nach § 13 Abs. 2 OWiG 25 000 DM. 

Zu § 2 

§ 2 erlaubt die Einziehung von Gegenständen, auf 
die sich eine nach § 1 mit Bußgeld bedrohte Hand- 
lung bezieht. Die Einziehung richtet sich im übrigen 
nach §§ 18 bis 25 OWiG. Dabei bedarf es der aus- 
drücklichen Verweisung im Gesetz auf § 19 OWiG, 
um die Einziehung auch solcher Gegenstände zu er- 
möglichen, die im Zeitpunkt der Entscheidung einem 
Dritten gehören oder zustehen. 

Zu § 3 

enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 4 

Die Vorschrift bestimmt den Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens und — da es sich um ein Übergangsgesetz 
handelt — den Zeitpunkt seines Außerkrafttretens. 


III. Kosten 

Das Gesetz verursacht für den Bund und für die 
Länder keine zusätzlichen Kosten. 


IV. Preiswirkungsklausel 

Das Gesetz hat keinerlei Auswirkungen auf die 
Preise. 
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